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Teil 9 
Schlussvorschriften 

§ 59 
Aufbewahrung von Unterlagen, Aufbewahrungsfristen 

(1) Die Kommune ist verpflichtet, die Bücher, die Unter­
lagen über die Inventur, die Jahresabschlüsse, die dazu 
ergangenen Anweisungen und Organisationsregelungen, 
die Buchungsbelege und die Unterlagen über den Zah­
lungsverkehr sowie die Eröffnungsbilanz geordnet und 
sicher aufzubewahren. 

(2) Die Jahresabschlüsse und die Eröffnungsbilanz sind 
dauernd aufzubewahren. Die Bücher sind zehn Jahre, die 
Belege und die sonstigen Unterlagen sechs Jahre aufzu­
bewahren. Die Fristen beginnen am 1. Januar des der Be­
schlussfassung des Vertretungsorgans über die Feststel­
lung des Jahresabschlusses folgenden Haushaltsj ahres . 

(3) Bei der Sicherung der Bücher, der Belege und der 
sonst erforderlichen Aufzeichnungen auf Datenträger 
oder Bildträger muss insbesondere sichergestellt sein, 
dass der Inhalt der Daten- oder Bildträger mit den Ori­
ginalen übereinstimmt, während der Dauer der Aufbe­
wahrungsfrist verfügbar und maschinell auswertbar ist 
und jederzeit innerhalb einer angemessenen Frist lesbar 
gemacht werden kann. 

(4) Werden automatisierte Verfahren, in denen Bücher 
und Belege gespeichert sind, geändert oder abgelöst, 
muss die maschinelle Auswertung der gespeicherten 
Daten innerhalb der Aufbewahrungsfristen auch mit den 
geänderten oder neuen Verfahren oder durch ein anderes 
System gewährleistet sein. 

§ 60 
Sondervermögen, Treuhandvermögen 

Soweit auf Sondervermögen und Treuhandvermögen der 
Kommune gesetzliche Vorschriften über die Haushalts­
wirtschaft Anwendung finden, gilt diese Verordnung 
sinngemäß. 

§ 61 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Gemeindehaushaltsverordnung 
NRW vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 
2005 S. 15), die zuletzt durch Verordnung vom 27. April 
2018 (GV. NRW. S. 239) geändert worden ist, außer Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Dezember 2018 
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Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

- GV. NRW. 2018 S. 708 

Gesetz 
zur Änderung des Altlastensanierungs- und 

Altlastenaufbereitungsverbandsgesetzes 
Vom 13. Dezember 2018 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungs­

verbandsgesetzes 

Artikel 1 

Dem § 20 Absatz 2 des Altlastensanierungs- und Altlas­
tenaufbereitungsverbandsgesetzes vom 26. November 
2002 (GV. NRW. S. 571), das zuletzt durch Artikel 13 des 

Gesetzes vom 15. November 20 16 (GV. NRW. S. 934) ge­
ändert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

,,Weitere Mittel können zur Verfügung gestellt werden." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. Dezember 2018 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfa len 

Der Ministerpräsident 

(L. S.) Armin L a s c h e t 
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Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m p er 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

Für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel Pfeif f er - Po e n s gen 

- GV. NRW. 2018 S. 723 

Bekanntmachung der Verwaltungsvereinbarung 
über die Bestimmung der gemeinsamen 

zuständigen Behörde für die Durchführung des 
wasserrechtlichen Verfahrens zur Neufestsetzung 
eines Heilquellenschutzgebietes für die staatliche 

anerkannten Heilquellen in Bad Pyrmont 
(Niedersächsisches Staatsbad Pyrmont) 

Vom 21. November 2018 

Die Länder Nordrhein-Westfalen und Hessen haben am 
11. Oktober/ 25.Oktober 2018 die Verwaltungsvereinba­
rung über die Bestimmung der gemeinsamen zuständi­
gen Behörde für die Durchführung des wasserrechtlichen 
Verfahrens zur Neufestsetzung eines Heilquellenschutz­
gebietes für die staatliche anerkannten Heilquellen in 
Bad Pyrmont (Niedersächsisches Staatsbad Pyrmont) 
abgeschlossen. 

Das Verwaltungsabkommen wird nachfolgend bekannt 
gemacht. 

Düsseldorf, den 21. November 2018 

Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

In Vertretung 

Dr. B o t t e r m a n n 
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